
Es war ein exklusiver Zirkel, der sich
am 24. März im luxuriösen Hilton
Hotel auf der Mittelmeerinsel Malta

versammelt hatte. Beim „World Gamb-
ling Briefing“, einem Gipfeltreffen der in-
ternationalen Glücksspielindustrie, trafen
die Spitzenkräfte der Wettbranche auf
Vertreter der Politik. „Tauschen Sie jede
Menge Visitenkarten mit wichtigen Ent-
scheidungsträgern aus“, stand in der Ein-
ladung, „damit Sie wissen, wen Sie 2010
anrufen müssen, um Insidertipps zu neu-
en Möglichkeiten zu bekommen oder Hil-
fe bei Problemen.“

Einer der potentiellen Problemlöser
ganz oben auf der Rednerliste, gleich
nach dem maltesischen Finanzminister:
Hans-Jörn Arp, Abgeordneter des schles-
wig-holsteinischen Landtags. Schon lan-
ge kämpft der CDU-Fraktionsvize für
eine Liberalisierung des deutschen
Glücksspielmarkts. Beim World Gamb-
ling Briefing in der Steueroase, die auch
Heimstätte etlicher Sportwettunterneh-
men ist, nahm er an einer Gesprächsrun-
de teil, die eine hochbrisante Frage dis-
kutierte: „Sollten Regierungen mehr
tun?“ 

Die Frage wird am Mittwoch auch die
Ministerpräsidenten der Länder beschäf-
tigen. Die Zukunft des deutschen Lotte-
riemonopols steht auf der Tagesordnung
ihres Jahrestreffens, ein überaus kniffliges
Thema. Es geht darum, wie die Bürger
vor Spielsucht und unseriösen Anbietern
geschützt werden können. Vor allem aber
geht es um Milliardeneinnahmen der Län-
der aus der Glücksspielindustrie.

Schon 2006 hatten sich die Regierungs-
chefs aus Furcht vor privater Konkurrenz
für ihre staatlichen Lottogesellschaften
darauf geeinigt, den deutschen Glücks-
spielmarkt weitgehend abzuschotten. Der
folgende Staatsvertrag aber hatte fatale
Auswirkungen. 

Durch die Beschränkung der Werbung
und ein Verbot des Internetspiels sanken
die Lotterieeinsätze um eine Milliarde
Euro, zugleich bildete sich ein giganti-
scher Schwarzmarkt. Zwischen drei und
acht Milliarden Euro, so Schätzungen,
verzocken die Bürger inzwischen in Tau-
senden illegalen Wettbuden oder im In-
ternet bei internationalen Anbietern wie
Bwin oder Betfair. Zudem wächst die
Zahl der Spielhallen stetig, weil die Au-

tomaten nicht unter die Beschränkung
des Staatsvertrags fallen. 

Auch rechtlich steht die Länderverein-
barung von 2006 auf wackligen Füßen, erst
im September äußerte der Europäische
Gerichtshof Zweifel am Sinn der undurch-
sichtigen deutschen Regelungen. Vor allem
aber bröckelt die Front der Länder. Allen
voran will Schleswig-Holstein künftig auch
private Wettanbieter zulassen. 

Das wirft wiederum ein fahles Licht
auf Unionsmann Arp. Spätestens seit sei-
ner Teilnahme am World Gambling Brie-
fing muss er sich dem Vorhalt stellen, die
Interessen der freien Glücksspielbranche
zu vertreten. Für seinen Aufenthalt auf
Malta musste der Abgeordnete nichts 
bezahlen, weder die Kongressgebühr
(1001,82 Euro) noch die zwei Hotelüber-
nachtungen mit Verpflegung und auch
nicht den Flug (517, 28 Euro). Der Veran-
stalter habe alle Kosten übernommen,
räumt Arp ein. Nur für seine Getränke
sei er „selbst aufgekommen“. 

Trotzdem fände er nichts dabei, sagt
Arp, schließlich habe er „Anregungen aus
anderen europäischen Ländern in Erfah-
rung bringen können“. Es hätten ihn auch
private Anbieter angesprochen, die sich
für die „Voraussetzungen einer möglichen
Lizenzierung in Schleswig-Holstein inter -
essierten“. 

Dass Arp für glücksspielpolitische An-
regungen generell offen ist, bewies der
Gastwirt aus Wacken auch ein paar Mo-
nate später: Am 13. August ließ er sich
von der Sportwettenfirma Bwin in deren
Loge in der Münchner Allianz-Arena ein-
laden, wo er mit anderen Politikern aus
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Jackpot für Lobbyisten
Diese Woche beraten die Ministerpräsidenten über die Zukunft

des deutschen Lottomonopols. Hinter den Kulissen tobt 
seit Wochen ein erbitterter Kampf um den Milliardenmarkt.
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Annahmestelle für Pferdewetten, Ministerpräsidentenkonferenz am 21. Oktober in Magdeburg: „Sollten Regierungen mehr tun?“ 



Deutscher Lotto- 
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*Spieleinsätze abzüglich Gewinnausschüttungen

Die wahren Gewinner
Bruttospielerträge* auf dem
Glücksspiel-Markt  2009,
in Mrd. Euro

dem schwarz-gelben Lager das Spiel des
FC Bayern gegen Real Madrid verfolgte.

Politiker, die sich um das Thema
Glücksspiel kümmern, werden mächtig
hofiert in diesen Monaten. Seit klar ist,
dass der legale Zockermarkt in Deutsch-
land kräftig ausgedehnt werden soll, um
den Schwarzmarkt auszutrocknen, geht
es jetzt um die konkrete Ausgestaltung.
Und damit um die Frage: Führt die Öff-
nung des Markts für private Anbieter zu
zusätzlichen Einnahmen aus Steuern und
Konzessionen, wie es sich etwa Schles-
wig-Holstein, Hessen und Sachsen ver-
sprechen? 

Oder sollen neue Spiel- und Wettfor-
men nur erlaubt werden, wenn sie ein
staatlicher Veranstalter anbietet, wie es
Nordrhein-Westfalen und die meisten
SPD-geführten Länder wollen?

Im Kampf zwischen Gegnern und Be-
fürwortern der Privatisierung laufen die
Lobbyisten beider Seiten zu Höchstform
auf, als gäbe es einen Jackpot zu gewin-
nen. Fast täglich verbreiten sie angeblich
brandaktuelle juristische Gutachten, in-
terne Positionspapiere, ausgefeilte Argu-
mentationshilfen. Wissenschaftler liefern
Expertisen zu allen Facetten der Ausein -
andersetzung. In den Staatskanzleien brü-
ten Experten darüber, welcher Weg „ein
ausreichendes Maß an Rechts- und Ein-
nahmesicherheit“ bietet, wie es in inter-
nen Papieren heißt.

Denn das Ziel aller Regierungschefs ist
es, die Umsätze ihrer Lottogesellschaften
weiter hochzuhalten. Sieben Milliarden
Euro nahmen die Noch-Monopolisten im
vergangenen Jahr ein, trotz des Schwarz-

markts. 1,5 Milliarden Euro gingen als
Steuern direkt an die Länder, weitere 1,4
Milliarden flossen an soziale Projekte, in
den Sport und in die Kultur, die man in
den Ländern sonst anders finanzieren
müsste.

Auch für die Lottobosse lohnt sich das
Geschäft. Vor drei Jahren monierte der
Bayerische Landesrechnungshof üppige
Provisionen und Vergütungen. Jede der
32 Bezirksverwaltungen bekam im Schnitt
500000 Euro im Jahr ausgeschüttet. Solche
Pfründe wollen natürlich verteidigt sein,
am besten mit prominentem Beistand. Ge-
rade erst warben der Ex-Minister Rudolf
Seiters und die Präsidentin des Bayeri-
schen Landtags, Barbara Stamm, in gro-
ßen Zeitungsanzeigen für ein „verantwor-
tungsvolles Glücksspiel“. Beide gehören
einem angeblich unabhängigen „Ethik-Bei-
rat“ des Deutschen Lotto- und Totoblocks
an, der die Anzeigen bezahlt hat.

Sogar die Tipp-
scheinverkäufer sollen
im Milliardenpoker se-
kundieren. „Es wäre
sehr hilfreich“, so ist in
einem Schreiben der
bayerischen Lotto-Ver-
triebsgemeinschaft an
alle 3800 Annahmestel-
len im Land zu lesen,
wenn sich alle Mitar-
beiter „an ihre lokalen
Politiker und gleichzei-
tig vor allem an ihre
Landtags- aber auch
Bundestagsabgeordne-
ten wenden würden“.

Ein Argument in dem Rundbrief: Bei ei-
ner Liberalisierung seien angeblich alle
15000 Jobs in Gefahr. 

Ein wichtiger Verbündeter im Kampf
um den Glücksspielmarkt ist der Sport,
dessen Verbände und Vereine seit je von
der Zockerei kräftig profitieren. 500 Mil-
lionen Euro überwiesen die Lottogesell-
schaften im vergangenen Jahr. 

In einem für alle Anbieter offenen
Wettmarkt ließe sich jedoch weit mehr
holen, versprechen die Befürworter der
Liberalisierung. Wenn für private Wett -
anbieter und Wettvermittler das Verbot
von Trikot- und Bandenwerbung fallen
würde, stünden Sponsoringgelder in
Höhe von über hundert Millionen Euro
per annum in Aussicht. Wundert es da,
dass der Generaldirektor des Deutschen
Olympischen Sportbundes, Michael Ves-
per, für eine Öffnung des Markts eintritt? 

Doch auch die staatlichen Makler des
Glücks schlafen nicht. Gerade hat Lotto
Rheinland-Pfalz seinen Sponsoringver-
trag mit dem Fußballbundesligisten
Mainz 05 verlängert. Nun verfügt das
Unternehmen über eine Loge im neuen
Stadion für einflussreiche Gäste und ei-
nen „exklusiven Zugang“ zum Verein,
wie sich Lottochef Hans-Peter Schössler
freut.

Mitte November startete wiederum
Schösslers bayerischer Kollege Erwin Ho-
rak eine Offensive, um sich die Sport-
funktionäre gewogen zu machen. In klei-
ner Runde präsentierte er ein verlocken-
des Angebot. Der Sport solle unmittelbar
an den Erträgen aus den Sportwetten be-
teiligt werden, weitere 75 Millionen Euro
könnten so fließen. Seine Rechnung ba-
siert allerdings auf einem „optimierten
Geschäftsmodell“, nach dem die staat -
lichen Sportwetten Oddset und Toto 750
Millionen im Jahr einnehmen. Im ver-
gangenen Jahr lag ihr Umsatz bei 237
Millionen Euro.

Dass die Deutschen viel Geld fürs Zo-
cken übrighaben, darüber besteht Einig-
keit. Eifersüchtig schauen die Länder, ihre
Lottofürsten und die privaten Wettfirmen
deshalb auf eine Branche, die einen fast
unbemerkten Boom erlebt: Die Automa-

tenwirtschaft konnte
ihren Umsatz in den
vergangenen fünf Jah-
ren nahezu verdop-
peln.

Die Länder sehen
diese Entwicklung mit
Sorge. Erstens passt
der Daddelhallen-
boom nicht in ihre
hehre Politik der
Suchtprävention, zwei-
tens fließen die Ge-
winne nur zu einem
bescheidenen Teil in
die öffentlichen Kas-
sen und drittens kann
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man nicht viel dagegen ausrichten, weil
Automaten in den Bereich des Bundes-
wirtschaftsministers fallen. 

Und von dort ist wenig Beistand zu er-
warten. Das Verhältnis der Automaten-
branche zu Minister Rainer Brüderle steht
seit langem auf einem festen Fundament.
Schon 2008, zu Brüderles 25. Dienstjubi-
läum als FDP-Landesvorsitzender von
Rheinland-Pfalz, unterstützte der Auto-
matenkönig Paul Gauselmann das Fest
im Mainzer Schloss. Umgekehrt greift das
Ministerium der Fachmesse der Automa-
tenindustrie unter die Arme: Stände jun-
ger Unternehmer können von der Bun-
desregierung mit bis zu 7500 Euro geför-
dert werden. 

Der zuständige Unterabteilungsleiter
im Ministerium, Ulrich Schönleiter, ist
seit Jahren gerngesehener Gast beim
Bundesverband Automatenunternehmer.
Bei einem der Treffen im Sommer warnte
er die Branche schon vor, dass Verände-
rungen anstehen könnten. 

Es sei „jetzt wichtig, die politische Ar-
beit vor allem in den Ländern zu intensi-
vieren“, gab der Verband daraufhin die
Marschrichtung vor. 

Wie die PR-Arbeit aussehen kann, ließ
sich vorvergangene Woche in der Kantine
des Bundestags beobachten. Die Auto-
matenindustrie verwandelte den Saal im
Jakob-Kaiser-Haus in ein Skatturnier für
Politiker, Funktionäre und Journalisten.
Der Schirmherr, Bundestagsvizepräsident
Hermann Otto Solms, war gut gewählt:
Der FDP-Bundesschatzmeister besaß
einst selbst ein Unternehmen für Spiel-
automaten. 

Der Geschäftsführer des Ausrichters,
Dirk Lamprecht, versicherte, das Turnier
sei keine Lobbyveranstaltung „im eigent-
lichen Sinne“. Doch ein Blick auf die Par-
teitage der vergangenen Monate zeigt,
wie aktiv die Branche ist. Ob CDU, 
FDP oder Grüne: Überall war die Auto-
matenindustrie mit eigenen Ständen ver-
treten. 

Die guten Beziehungen scheinen sich
hin und wieder auszuzahlen. Eine vom
Bundeswirtschaftsministerium in Auftrag
gegebene Studie, die den Daddelmarkt
auf seine Suchtgefahren untersucht hat,
wurde lange Zeit unter Verschluss gehal-
ten. Die Hälfte der befragten Spielhal-
lenbesucher hatten darin offenbart, sie
hätten „die Kontrolle über das Spielen
verloren“. Knapp ein Viertel erklärte, sich
finanziell „sehr einschränken“ zu müs-
sen, weil viel Geld an den Automaten
verlorengehe. 

Statt aber den Boom der Daddelhallen
zu bremsen, stellt das Ministerium nun
die Ergebnisse in Frage. Es müsse bedacht
werden, dass es aufgrund der Methodik
zu „Verzerrungen“ gekommen sei, heißt
es in einer internen Bewertung. 

SVEN BECKER, MICHAEL FRÖHLINGSDORF, 
SVEN RÖBEL

Wenn Arun Gandhi zu den Men-
schen in Deutschland spricht,
beruft er sich meist auf seinen

Großvater Mahatma. Er sei der einzige
von 14 Enkeln, der mit dem berühmten
Opa bis zu dessen Ermordung unter ei-
nem Dach gelebt habe. Damals habe er
gelernt, sich nicht von Gier, sondern von
Mitgefühl leiten zu lassen, schreibt Arun
auf einer Internetseite. Nun sei es an ihm
und seiner Ehefrau, die Vision des Ma-
hatma Gandhi in die Welt zu tragen.

Der Enkel und die angeheiratete Enke-
lin haben den Gandhi Hunger Fonds ge-
gründet, dessen einzig sichtbarer Leis-
tungsnachweis 2009 in den etwa 400000
Rundschreiben bestand, die er verschick-
te. Im vergangenen Jahr sammelte der
Fonds laut einem Bericht 336542,09 Euro
an Spenden. Bei hungernden und kran-
ken Kindern kam davon allerdings kein
einziger Euro an. Der Verein sei eben
noch sehr jung und müsse sich durch In-
vestitionen in die Öffentlichkeitsarbeit
jetzt erst einmal einen Spenderstamm
aufbauen, teilte eine Sprecherin mit. 

Natürlich hätten die großzügigen Ge-
ber vorher ganz gern gewusst, dass sie
erst mal für ein Callcenter und den Ver-
sand von Bettelbriefen spendeten – und
nicht für notleidende Afrikaner oder In-
der. Doch in Deutschland, dessen Bürger
jedes Jahr mehrere Milliarden Euro spen-
den (siehe Grafik), muss kein Verein
transparent und wahrhaftig sein. Hier

darf jeder sammeln, ohne Kontrollen
oder gar Vereinsverbote fürchten zu müs-
sen. Fast alle Bundesländer haben in den
vergangenen Jahren ihre Sammlungsge-
setze abgeschafft oder wenden sie kaum
mehr an. Was Kosten durch Bürokratie-
abbau sparen sollte, eröffnet nun dubio-
sen Spendensammlern und -betrügern un-
geahnte Chancen.

Wer Bettelbriefe schreibt oder mit der
Sammelbüchse durch die Fußgängerzone
tingelt, braucht dafür in der Regel keine
amtliche Erlaubnis mehr. „Es ist einfach
geworden, sich Spendengelder zu er-
schwindeln“, klagt Stefan Loipfinger,
Chef von Charitywatch.de, einem unab-
hängigen Internetportal, das Spender be-
rät. Auf seiner Web-Seite listet Loipfinger
eine Reihe von Betrügern auf, die teilwei-
se vom amtlichen Bürokratieabbau pro-
fitierten. Manche erschwindelten sich
Spenden in Millionenhöhe und investier-
ten in dicke Autos und andere Luxus -
güter. Andere gründeten gleich mehrere
Vereine oder gaben ihren Organisationen
irreführende Namen. Besonders das Kür-
zel „SOS“ hat es einigen angetan, weil
es den Spendern vorgaukelt, sie würden
einem Ableger der renommierten SOS-
Kinderdörfer Geld geben.

Gerade in der Vorweihnachtszeit ver-
schicken viele dubiose Vereine wieder
ihre Bettelbriefe. Oder sie sammeln in
den Fußgängerzonen, manchmal mit Un-
terstützung von Drückern, die Passanten
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Gier und Mitgefühl
Bund und Länder haben sich aus der Kontrolle von 

Organisa tionen, die Gelder sammeln,  weitgehend 
verabschiedet – und laden damit zu Missbrauch ein.
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DZI-Chef Wilke, Spendensammlerin Guttenberg: Freiwillige Prüfung der Bilanzen
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